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NATO−OSTERWEITERUNG

Eine AllianzfürsLeben

Die Nato wird größer. Auf
demGipfeltreffenin drei
Wochenin Prag geht es
umdie Aufnahmevon
sieben osteuropäischen

Staaten und umdie
Zukunft desBündnisses.

Der britische Nato−General-
sekretär Lord George Robert-
son ist offenbar ein Freund
biblischer Vergleiche. Bei ei-
nem Vorbereitungstreffen für
das Gipfeltreffen, das am21.
und 22. November in Prag
stattfindet, meinte er kürz-
lich: "Die internationale Ge-
meinschaft erwartet schlech-
tes Wetter, daher muss der
Tagungsort des Nato−Gipfels
Sicherheit vom Stile der Ar-
che Noahbieten."
Die Bewohner Prags wird

der Vergleich angesichts der
Flutkatastrophe vom Spät-
sommer vermutlich nicht
übermäßig erheitern. Denn
wenn die erwarteten 3.000
Delegierten, darunter 43
Staats− und Regierungschefs
inklusive des US−Präsidenten
George W. Bush, nach Prag
kommen, wird die Stadt
voraussichtlich für mindes-
tens drei Tage völliglahmge-
legt werden. Nach Angaben
der tschechischen Regierung
sollen 15.000 Polizisten und
Soldatendie Gipfelteilnehmer
schützen. Auch die Grenzen,
die Atomkraftwerke und an-
dere sensible Einrichtungen
werdenintensivüberwacht.
Schon jetzt haben Organi-

sationen und Gruppen aus
ganz EuropazumGipfelsturm
aufgerufen. Die Proteste sol-
len bereits am17. November
beginnen, für den Kongress-
startist eine Großdemonstra-
tion geplant. Zusätzlich zu
den Aktionen in Prag soll es
Kundgebungen an den Grenz-
übergängen nach Polen,
Deutschland und Slowenien
geben, wo sich alle versam-
meln können, denen die Ein-
reiseverweigert wird.
Der tschechische Minister-

präsident Vaclav Havel warn-
tein der vergangenen Woche
die Mediendes Landes davor,
ein zu düsteres Bild von den
erwarteten Protesten zu
zeichnen. In zahlreichen Arti-
keln werden bereits bürger-
kriegsähnliche Unruhen pro-
phezeit und es wird an die

Straßenschlachten anlässlich
der IWF− und Weltbanktagung
i mSeptember vorzwei Jahren
erinnert.
Dabei sind die Gipfelgegner

in der tschechischen Haupt-
stadt für die Nato noch das
kleinste Problem angesichts
der Schwierigkeiten, die auf
demTreffen besprochen wer-
densollen. Neben der geplan-
ten Erweiterung um voraus-
sichtlich sieben osteuropäi-
sche Staaten geht es vor al-
lem um die Schaffung einer
neuen Eingreiftruppe und um
die künftigen Aufgaben des
Bündnisses, also um die
Substanz der Nato.
Dennspätestens, wennSlo-

wenien, die Slowakei, Bulgari-
en, Estland, Lettland, Litauen
und Rumänien beigetreten
sind, wirddie Allianzihregeo-
politische Ausrichtung end-
gültig überdenken müssen.
Die Nato soll sich zur Task
Force gegen jene neuen Be-
drohungen entwickeln, die
aus den so genannten "asym-
metrischen Kriegen" erwach-
sen. Nach seiner Ost−Erweite-
rung wird das Militärbünd-
nis mit dann 26 Mitgliedern
kaum noch zu steuern sein.
Schon jetzt ist es wegen
der völlig unterschiedlichen
militärischen Kapazitäten
nicht mehrinder Lage, größe-
re militärische Aktionen zu
koordinieren.

Schwerfälliger Riese
Abgesehen von den enor-

men finanziellen Belastungen
für Staaten wie Rumänien
oder Bulgarien, dieihre maro-
den Militärapparate aufwen-
dig modernisieren müssen,
könnte die Erweiterung die
Natoinzwei unterschiedliche
Gruppen spalten. Die neuen
Mitglieder, die militärischund
wirtschaftlich schwach sind,
werden besonderen Eifer
an den Tag legen, wenn die
USABeistandfordern. Bei den
älteren europäischen Mit-
gliedern hält sich hingegen

die Begeisterung für das
Bündnis schon seit länge-
remin Grenzen.
Rumänien etwa hat schon

i mFrühjahr seine besondere
Rolle definiert. "Wir werden
zur Südflanke der Nato i m
Kampf gegendenTerror", sag-
te damals der rumänische Mi-
nisterpräsident Adrian Nasta-
se. Die Beteuerung ist zwar
angesichts der Erkenntnis,
dass sich terroristische Akti-
vitäten schon längst nicht
mehr auf besti mmte Territori-
enbeschränkenlassen, wenig
hilfreich, die USAaber hono-
rierensolche Aussagen. Gera-
de jene neuen Mitglieder, die
vom Rest der Nato und be-
sonders von den USA als
schwache Partner identifi-
ziert wurden, werden sich in
Zukunft besonders mit Gefäl-
ligkeitenhervortun.
Ein kleines Vorspiel für die

transatlantische Arbeitstei-
lung lieferte Rumänien i m
Sommer dieses Jahres. Die

Gute StimmungaufdemNato−Russland−Gipfel imMai 2002. AufdemGipfel in Pragwirdüber die Erweiterungdes Bündnisses um
sieben osteuropäische Staaten diskutiert. (Fotos: Nato)

Regierung unterzeichnete ei-
nen Vertrag mit den USA, der
amerikanischen Staatsbür-
gern Immunität verleiht,
wenn sie auf rumänischem
Boden Verbrechen verüben
sollten, die vomneuen Inter-
nationalen Strafgerichtshof
(ICC) in Den Haag zu ahnden
wären.
Die EU kritisierte das Ab-

kommenheftig, undzeigte da-
mit, welche diplomatischen
Schwierigkeiten vomErweite-
rungsprozess zu erwarten
sind. In einer erweiterten Na-
to wird das Gewicht der USA
noch zunehmen, und damit
auch die Interessenskonfikte
zwischen der Allianz und der
EU. "Es ist nicht angebracht,
die EU−Beitrittskandidaten in
ihren außenpolitischen Ent-
scheidungen zu kritisieren",
meinte damals ein Sprecher
des US−Außenministeriums
angesichts der europäischen
Rüge.

Interessenkonflikte mit
der EU
Beschleunigt wird diese

Entwicklung auch vomWillen
der EU, sich mit derIntegrati-
onauch militärischals Macht-
faktor zu profilieren. Sie plant
derzeit, eineschnelle Eingreif-
truppe mit 60.000 Soldaten
aufzubauen.
DocheineähnlicheIdeehat

auch die Allianz, die bis zum
Jahr 2006 eine so genannte
Rapid Reaction Force mit
21.000 Mann schaffen möch-
te. Innerhalb weniger Tage
soll die neue Truppe überall
auf der Welt zumEinsatz kom-
men können. Ihre potenziel-
len Missionen sind Kampfein-
sätze mit kurzemVorlauf und
Evakuierungen in Krisenge-
bieten. Und sie soll, anders
als die schnelle Eingreiftrup-
pe der EU, keine Stabilisie-
rungs− und Krisenmanage-
mentaufgaben wahrnehmen,
sondern eine reine Kampf-
truppe sein. Zeichnet sich
ein Konsens über die neue
Nato−Einheit ab, könnte ihre
Bildung beim Gipfel in Prag
Ende November beschlossen
werden.
Doch obgleich schon 1999

einVertragzwischender Nato
und der EUgeschlossen wur-
de, der den Aufbau einer sol-
chen Einheit vorsieht, haben
die Europäer bislang recht

wenig getan, umden Wunsch
aus Washington zu erfüllen.
"Ohne diese Truppe hätte die
Natoi m21. Jahrhundert recht
wenigzu bieten", polterte der
US−Verteidigungsminister Do-
nald Rumsfeld vor wenigen
Wochen bei einem Nato−Tref-
fenin Warschau.
Tatsächlich könnte die Ein-

heit, die hauptsächlich aus
europäischen Verbänden zu-
sammengesetzt sein soll, in
Zukunft eine der wesentli-
chen Aufgaben des Bündnis-
ses übernehmen: die Inter-
vention in Krisengebieten,
ähnlich wie i m vergangenen
Jahr in Afghanistan. Damit
wollendieVereinigtenStaaten
eine abermalige Pleite wie
nach den Anschlägen vom
11. September vermeiden.
Damals wurdezwar der Bünd-
nisfall ausgerufen, ein histo-
risch einmaliger Akt in
der Geschichte der Nato.
Doch anschließend passier-
te wenig, außer den USA
und Großbritannien verfügt
schließlich kein anderes Mit-
gliedsland über entsprechen-
de militärische Kapazitäten,
um die Ankündigungen auch
umzusetzen.
Die Europäer stehen damit

vor einem heiklen Problem.
Lehnen sie die neue Einheit
ab, käme das einer Absage an
das Bündnis gleich. Sti mmen
sie zu, müssten sie wesentli-
che Teile ihrer Schnellen Ein-
greiftruppe künftig der Nato
unterstellen. Eine von den
USA unabhängige Militärpoli-
tik, wie sie den Europäern ei-
gentlich vorschwebt, wäre
dannkaummehr möglich. Sie
befürchten, damit zum blo-
ßen Anhängsel i m von den
USA geführten "Krieg gegen
denTerror" zu werden.
Die großen Kriege werden

die USAinZukunft ohnehinal-
leine ausfechten und dabei
höchstens auf die beschei-
dene Unterstützung der noch
nicht in der EU befindlichen
Nato−Mitglieder zurückgrei-
fen. Dazu gehört auch der
mögliche Einsatz gegen den
Irak. Die USA hätten noch
nicht um die Nutzung der
Bündnisressourcenin Zusam-
menhang mit demIrak ange-
fragt, bestätigte erst vor kur-
zemGeorge Robertson.
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Damals waren‘s nur 13: Der Luxemburger AußenministerJoseph Bechspricht anlässlich der
Gründungdes Militärbündnisses am4. April 1949.


